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Remonstrationspflicht
und

Gefährdungsmeldung



Patientengefährdung
Remonstration
Haftung
Voraussetzungen der Delegation
Übernahmeverschulden
Pflichtverletzungen (Fälle)
Gesetzesgrundlagen
Meldepflichten durch Dienstanweisungen?
Meldepflichten (Verfahrensgang)
Sonderausschuss „Patientensicherheit“



gefährdet durch fehlerhaftes Verhalten

• der Pflegenden selbst
• deren Kollegen
• deren Vorgesetzte
• der „Einrichtung“ (z.B. Organisationsverschulden)



• unverzügliche Geltendmachung von Bedenken gegen 
die Rechtmäßigkeit einer Weisung gegenüber dem 
unmittelbaren Vorgesetzten bzw. demjenigen, der die 
Weisung erteilt hat

• (ggf. nächsthöheren Vorgesetzten etc. einschalten, s. 
„Verfahrensgang“)

Corinna Schroth



• Ursprung: Beamtenrecht � § 63 BBG - Verantwortung für 
die Rechtmäßigkeit 

• Grundsatz: Für sein Tun ist jeder selbst verantwortlich

• bei Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit dienstlicher 
Anweisungen: Remonstrationspflicht

• Leistungsverweigerung bei Verletzung der 
Menschenwürde, Strafbarkeit oder Ordnungswidrigkeit 
(Übernahmeverschulden!)

Corinna Schroth



Zivilrechtliche und strafrechtliche Verantwortung, 
wenn rechtswidrige Weisung befolgt wird

Zivilrecht: Schadensersatz, Schmerzensgeld
� Haftungsbefreiung durch AG möglich

Strafrecht: Freiheits- oder Geldstrafe

� keine Befreiung möglich (evtl. bei Geldstrafe, ggf. 
bleibt jedoch, dass Pflegende vorbestraft sind)

Corinna Schroth



• persönliches Arzthandeln nicht erforderlich

• ärztliche Anordnung

• Einwilligung des Patienten/Bewohners

• Befähigung der Pflegenden

• Übernahmebereitschaft der Pflegenden
Corinna Schroth



Hinsichtlich der Befähigung sind 

• formale Qualifikation und 
• materielle Qualifikation 

zu unterscheiden.

Corinna Schroth



• Formale Qualifikation : erfolgreicher Abschluss einer 
dreijährigen pflegerischen Ausbildung 

• Materielle Qualifikation : individuelle Kenntnisse, 
Fertigkeiten und Fähigkeiten, die durch langjährige  
Pflegeerfahrung und besonderes Engagement 
erworben wurden. 

• Die materielle Qualifikation muss fachlich begründbar  
und nachvollziehbar sein (z. B. durch einen 
Befähigungsnachweis nach einer dokumentierten 
Anleitung)

Corinna Schroth



Bereitschaft der Pflegenden, die an sich ärztlichen  
Leistungen zu übernehmen

� wird bei examinierten Pflegekräften grundsätzlich 
vorausgesetzt, gleichwohl kann im konkreten Fall 
auch im außerstrafrechtlichen Bereich ein 
Leistungsverweigerungsrecht bestehen

Corinna Schroth



Übernahmeverschulden bei Übernahme trotz 

• Unfähigkeit
• fehlender Kenntnisse
• Übermüdung, Überlastung , Krankheit, etc

Corinna Schroth



z.B. Körperverletzungen

• Behandlung durch Pflegende ohne wirksame 
Einwilligung des Patienten/Bewohners 
(„Mückenschissfall“ – Anstiftung zur 
Körperverletzung)

• Behandlung gegen den Willen des 
Patienten/Bewohners (Patientenverfügung!)

Corinna Schroth



§ 4 ArbZG -Ruhepausen

• Die Arbeit ist durch im voraus feststehende Ruhepausen von 
mindestens 30 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als 
sechs bis zu neun Stunden und 45 Minuten bei einer 
Arbeitszeit von mehr als neun Stunden insgesamt zu 
unterbrechen. … Länger als sechs Stunden hintereinander 
dürfen Arbeitnehmer nicht ohne Ruhepause beschäftigt 
werden.

• Bußgeld-/Strafvorschriften: §§ 22,23 ArbZG (betreffend AG)

• Notaufnahmefall
Corinna Schroth



§ 241 BGB - Pflichten aus dem Schuldverhältnis (hier: 
Arbeitsvertrag)

• (1) Kraft des Schuldverhältnisses ist der Gläubiger 
berechtigt, von dem Schuldner eine Leistung zu fordern. Die 
Leistung kann auch in einem Unterlassen bestehen.

• (2) Das Schuldverhältnis kann nach seinem Inhalt jeden Teil 
zur Rücksicht auf die Rechte, Rechtsgüter und Interessen 
des anderen Teils verpflichten.

Corinna Schroth



§ 7 ArbSchG - Übertragung von Aufgaben

• Bei der Übertragung von Aufgaben auf Beschäftigte hat der 
Arbeitgeber je nach Art der Tätigkeiten zu berücksichtigen, 
ob die Beschäftigten befähigt sind, die für die Sicherheit und 
den Gesundheitsschutz bei der Aufgabenerfüllung zu 
beachtenden Bestimmungen und Maßnahmen einzuhalten.

Corinna Schroth



§ 15 ArbSchG - Pflichten der Beschäftigten

• (1) Die Beschäftigten sind verpflichtet, nach ihren 
Möglichkeiten sowie gemäß der Unterweisung und Weisun g 
des Arbeitgebers für ihre Sicherheit und Gesundheit bei der 
Arbeit Sorge zu tragen. Entsprechend Satz 1 haben die 
Beschäftigten auch für die Sicherheit und Gesundheit der 
Personen zu sorgen, die von ihren Handlungen oder 
Unterlassungen bei der Arbeit betroffen sind.

• � Betrifft das auch Patienten/Bewohner?

Corinna Schroth



§ 16 ArbSchG - Besondere Unterstützungspflichten

• (1) Die Beschäftigten haben dem Arbeitgeber oder dem 
zuständigen Vorgesetzten jede von ihnen festgestellte 
unmittelbare erhebliche Gefahr für die Sicherheit und 
Gesundheit sowie jeden an den Schutzsystemen 
festgestellten Defekt unverzüglich zu melden.

Corinna Schroth



§ 17 ArbSchG- Rechte der Beschäftigten

• (1) Die Beschäftigten sind berechtigt, dem Arbeitgeber 
Vorschläge zu allen Fragen der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes bei der Arbeit zu machen. …

• (2) Sind Beschäftigte auf Grund konkreter Anhaltspunkte  der 
Auffassung, daß die vom Arbeitgeber getroffenen Maßnahmen  
und bereitgestellten Mittel nicht ausreichen, um die Sicherheit 
und den Gesundheitsschutz bei der Arbeit zu gewährleiste n, 
und hilft der Arbeitgeber darauf gerichteten Beschwer den von 
Beschäftigten nicht ab, können sich diese an die zuständige 
Behörde wenden. Hierdurch dürfen den Beschäftigten keine 
Nachteile entstehen. …



Weisungsgeber
unmittelbarer Vorgesetzte
nächsthöherer Vorgesetzte
Geschäftsführung/Arbeitgeber

Behörde, Staatsanwaltschaft
Öffentlichkeit (Demo, Zeitung, Rundfunk, 
Fernsehen , soziale Netzwerke)

Corinna Schroth



zB § 7 NuWG:

• Wird dem Betreiber eines Heims bekannt, dass 
das Recht der Bewohnerinnen und Bewohner auf 
Leben, körperliche Unversehrtheit oder sexuelle 
Selbstbestimmung bedroht oder beeinträchtigt 
worden ist, so hat er die Heimaufsichtsbehörde 
zu informieren.

Corinna Schroth



Durch Dienstanweisung/arbeitsvertragliche 
Regelung?

Corinna Schroth



Vorschläge des Sonderausschusses

• besondere Maßnahmen im Zusammenhang mit Todesfällen
• Etablierung von Arzneimittelkommissionen
• Einstellung von Stationsapothekerinnen und –apothekern
• Schaffung von Mortalitäts- und Morbiditätskonferenzen
• Einführung anonymer Meldesysteme .  

Corinna Schroth



Wir werden die Novellierung des Niedersächsischen 
Krankenhausgesetzes auf den Weg bringen, denn die 
Stärkung des Patientenschutzes und der 
Patientenrechte ist mir ein ganz besonderes Anliegen.

Corinna Schroth



Corinna Schroth



§ 106 GewO - Weisungsrecht des Arbeitgebers

• Der Arbeitgeber kann Inhalt, Ort und Zeit der 
Arbeitsleistung nach billigem Ermessen näher bestimmen …

� was, wo, wann

Corinna Schroth


